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Text

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Landesverwaltungsgericht Tirol erkennt durch seinen Richter Mag. Dünser über die Beschwerde von Herrn AA,

Adresse 1, **** Z, gegen das Straferkenntnis der Bezirkshauptmannschaft Y vom 19.05.2023, Zl ***, betreBend

Übertretung nach der GewO,

zu Recht:

1.
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Der Beschwerde wird Folge gegeben, das angefochtene Straferkenntnis behoben und das Verwaltungsstrafverfahren

gemäß § 45 Abs 1 Z 1 VStG eingestellt. Der Beschwerde wird Folge gegeben, das angefochtene Straferkenntnis

behoben und das Verwaltungsstrafverfahren gemäß Paragraph 45, Absatz eins, Ziffer eins, VStG eingestellt.

2.

Die ordentliche Revision ist gemäß Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulässig.Die ordentliche Revision ist gemäß Artikel 133,

Absatz 4, B-VG nicht zulässig.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

I.römisch eins.

Verfahrensgang:

Mit dem angefochtenen Straferkenntnis wurde dem Beschwerdeführer spruchgemäß Folgendes zur Last gelegt:

„1.  Datum/Zeit:        09.03.2023 (Anmeldung Gewerbe)

     Ort:                 **** Z, Adresse 2

Sie haben als Verantwortliche/r der Firma Hotel BB in **** Z, Adresse 1 zu verantworten, dass die genannte Firma auf

dem Standort in **** Z, Adresse 2 von 09.03.2023 bis zumindest 03.04.2023 eine gemäß § 74 Abs. 1 und 2 GewO 1994

idgF genehmigungspKichtige jedoch nicht genehmigte Betriebsanlage für Ferienhäuser – Chalets betreibt. Die

GenehmigungspKicht ist schon gern. § 74 Abs. 2 GewO 1994 gegeben.“Sie haben als Verantwortliche/r der Firma Hotel

BB in **** Z, Adresse 1 zu verantworten, dass die genannte Firma auf dem Standort in **** Z, Adresse 2 von

09.03.2023 bis zumindest 03.04.2023 eine gemäß Paragraph 74, Absatz eins und 2 GewO 1994 idgF

genehmigungspKichtige jedoch nicht genehmigte Betriebsanlage für Ferienhäuser – Chalets betreibt. Die

Genehmigungspflicht ist schon gern. Paragraph 74, Absatz 2, GewO 1994 gegeben.“

Aus diesem Grund habe der Beschwerdeführer eine Verwaltungsübertretung nach § 366 Abs 1 Z 2 GewO 1994

begangen und wurde über ihn auf Grundlage von § 366 Abs 1 Einleitungssatz GewO 1994 eine Geldstrafe in der Höhe

von Euro 500,00, Ersatzfreiheitsstrafe 1 Tag und 22 Stunden, verhängt. Außerdem wurde er zur Bezahlung eines

Beitrages zu den Kosten des Verfahrens vor der belangten Behörde verpKichtet.Aus diesem Grund habe der

Beschwerdeführer eine Verwaltungsübertretung nach Paragraph 366, Absatz eins, ZiBer 2, GewO 1994 begangen und

wurde über ihn auf Grundlage von Paragraph 366, Absatz eins, Einleitungssatz GewO 1994 eine Geldstrafe in der Höhe

von Euro 500,00, Ersatzfreiheitsstrafe 1 Tag und 22 Stunden, verhängt. Außerdem wurde er zur Bezahlung eines

Beitrages zu den Kosten des Verfahrens vor der belangten Behörde verpflichtet.

Dagegen richtet sich das fristgerecht erhobene Rechtsmittel.

II.römisch zwei.

Sachverhalt:

Die belangte Behörde legt dem Beschwerdeführer zur Last, dass er in einem näher speziOzierten Zeitraum eine

genehmigungspKichtige, jedoch nicht genehmigte, Betriebsanlage für Ferienhäuser – Chaltes betrieben habe. Die

GenehmigungspKicht sei schon gemäß § 74 Abs 2 GewO 1994 gegeben.Die belangte Behörde legt dem

Beschwerdeführer zur Last, dass er in einem näher speziOzierten Zeitraum eine genehmigungspKichtige, jedoch nicht

genehmigte, Betriebsanlage für Ferienhäuser – Chaltes betrieben habe. Die GenehmigungspKicht sei schon gemäß

Paragraph 74, Absatz 2, GewO 1994 gegeben.

Nähere Tatumstände, die eine Beurteilung dahingehend zulassen ob die Betriebsanlage, die in § 74 Abs 2 GewO 1994

genannten Interessen zu Beeinträchtigung geeignet sind und diese daher genehmigungspKichtig ist, lassen sich dem

angefochtenen Straferkenntnis nicht entnehmen. Nähere Tatumstände, die eine Beurteilung dahingehend zulassen ob

die Betriebsanlage, die in Paragraph 74, Absatz 2, GewO 1994 genannten Interessen zu Beeinträchtigung geeignet sind

und diese daher genehmigungspflichtig ist, lassen sich dem angefochtenen Straferkenntnis nicht entnehmen.

Auch sonst wurde wider den Beschwerdeführer keine Verfolgungshandlung gerichtet, aus der sich derartige

Sachverhaltselemente ergeben würden.

III.römisch drei.

Beweiswürdigung:
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Die maßgeblichen Feststellungen ergeben sich aus dem Akt der belangten Behörde.

IV.römisch vier.

Rechtslage:

Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994)

„§ 74

Betriebsanlagen

[…]

(2) Gewerbliche Betriebsanlagen dürfen nur mit Genehmigung der Behörde errichtet oder betrieben werden, wenn sie

wegen der Verwendung von Maschinen und Geräten, wegen ihrer Betriebsweise, wegen ihrer Ausstattung oder sonst

geeignet sind,

     1.   das Leben oder die Gesundheit des Gewerbetreibenden, der nicht den Bestimmungen des

ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, BGBl. Nr. 450/1994, in der jeweils geltenden Fassung, unterliegenden mittätigen

Familienangehörigen oder des nicht den Bestimmungen des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, BGBl. Nr. 450/1994, in

der jeweils geltenden Fassung, unterliegenden mittätigen eingetragenen Partners, der Nachbarn oder der Kunden, die

die Betriebsanlage der Art des Betriebes gemäß aufsuchen, oder das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte der

Nachbarn zu gefährden; als dingliche Rechte im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten auch die im § 2 Abs. 1 Z 4 lit. g

angeführten Nutzungsrechte,das Leben oder die Gesundheit des Gewerbetreibenden, der nicht den Bestimmungen

des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 450 aus 1994,, in der jeweils geltenden Fassung,

unterliegenden mittätigen Familienangehörigen oder des nicht den Bestimmungen des

ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 450 aus 1994,, in der jeweils geltenden Fassung,

unterliegenden mittätigen eingetragenen Partners, der Nachbarn oder der Kunden, die die Betriebsanlage der Art des

Betriebes gemäß aufsuchen, oder das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte der Nachbarn zu gefährden; als

dingliche Rechte im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten auch die im Paragraph 2, Absatz eins, ZiBer 4, Litera g,

angeführten Nutzungsrechte,

     2.   die Nachbarn durch Geruch, Lärm, Rauch, Staub, Erschütterung oder in anderer Weise zu belästigen,

     3.   die Religionsausübung in Kirchen, den Unterricht in Schulen, den Betrieb von Kranken- und Kuranstalten oder

die Verwendung oder den Betrieb anderer öBentlichen Interessen dienender benachbarter Anlagen oder

Einrichtungen zu beeinträchtigen,

     4.   die Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs an oder auf Straßen mit öBentlichem Verkehr wesentlich

zu beeinträchtigen oder

     5.   eine nachteilige Einwirkung auf die BeschaBenheit der Gewässer herbeizuführen, sofern nicht ohnedies eine

Bewilligung auf Grund wasserrechtlicher Vorschriften vorgeschrieben ist.

[…]

§ 366Paragraph 366

Strafbestimmung

(1) Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe bis zu 3 600 € zu bestrafen ist, begeht, wer

     1.   […]

     2.   eine genehmigungspKichtige Betriebsanlage (§ 74) ohne die erforderliche Genehmigung errichtet oder

betreibt;eine genehmigungspKichtige Betriebsanlage (Paragraph 74,) ohne die erforderliche Genehmigung errichtet

oder betreibt;

[…]“

Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (VStG 1991)

„§ 44a

Der Spruch hat, wenn er nicht auf Einstellung lautet, zu enthalten:

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1994_450_0/1994_450_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1994_450_0/1994_450_0.pdf


     1.   die als erwiesen angenommene Tat;

     2.   die Verwaltungsvorschrift, die durch die Tat verletzt worden ist;

     3.   die verhängte Strafe und die angewendete Gesetzesbestimmung;

     4.   den etwaigen Ausspruch über privatrechtliche Ansprüche;

     5.   im Fall eines Straferkenntnisses die Entscheidung über die Kosten.“

V.römisch fünf.

Erwägungen:

Ein Schuldspruch nach § 366 Abs 1 Z 2 GewO 1994 muss, um das Erfordernis des § 44a Z 1 VStG zu erfüllen, auch jene

Tatumstände enthalten, die eine Beurteilung dahin zulassen, ob die Betriebsanlage die in § 74 Abs 2 GewO 1994

genannten Interessen zu beeinträchtigen geeignet und daher genehmigungspKichtig ist (vgl zB VwGH 22.12.1992,

91/04/0199; Stolzlechner/Müller/Seider/Vogelsang/Höllbacher, GewO4 Rz 13 zu § 366).Ein Schuldspruch nach

Paragraph 366, Absatz eins, ZiBer 2, GewO 1994 muss, um das Erfordernis des Paragraph 44 a, ZiBer eins, VStG zu

erfüllen, auch jene Tatumstände enthalten, die eine Beurteilung dahin zulassen, ob die Betriebsanlage die in

Paragraph 74, Absatz 2, GewO 1994 genannten Interessen zu beeinträchtigen geeignet und daher

genehmigungspKichtig ist vergleiche zB VwGH 22.12.1992, 91/04/0199;

Stolzlechner/Müller/Seider/Vogelsang/Höllbacher, GewO4 Rz 13 zu Paragraph 366,).

Der Spruch des angefochtenen Straferkenntnisses genügt diesem durch den Verwaltungsgerichtshof normierten

Kriterium zur DeOnition der Tat im Sinne des § 44a Z 1 VStG nicht. Zumal von der belangten Behörde dahingehend

auch keine Verfolgungshandlung gesetzt wurde, war dem Landesverwaltungsgericht Tirol eine Ergänzung des

Tatvorhalts versagt. Aus diesem Grund war das angefochtene Straferkenntnis zu beheben und das

Verwaltungsstrafverfahren einzustellen.Der Spruch des angefochtenen Straferkenntnisses genügt diesem durch den

Verwaltungsgerichtshof normierten Kriterium zur DeOnition der Tat im Sinne des Paragraph 44 a, ZiBer eins, VStG

nicht. Zumal von der belangten Behörde dahingehend auch keine Verfolgungshandlung gesetzt wurde, war dem

Landesverwaltungsgericht Tirol eine Ergänzung des Tatvorhalts versagt. Aus diesem Grund war das angefochtene

Straferkenntnis zu beheben und das Verwaltungsstrafverfahren einzustellen.

Vor diesem Hintergrund konnte von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung abgesehen werden.

VI.römisch sechs.

Unzulässigkeit der ordentlichen Revision:

Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage iSd Art 133 Abs 4 B-VG zu beurteilen war, der

grundsätzliche Bedeutung zukommt. So wird dazu auf die in der Begründung zitierte Judikatur verwiesen.Die

ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage iSd Artikel 133, Absatz 4, B-VG zu beurteilen war, der

grundsätzliche Bedeutung zukommt. So wird dazu auf die in der Begründung zitierte Judikatur verwiesen.

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g

Soweit die ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof für zulässig erklärt worden ist, kann innerhalb von

sechs Wochen ab dem Tag der Zustellung dieser Entscheidung eine ordentliche Revision erhoben werden. Im Fall der

Nichtzulassung der ordentlichen Revision kann innerhalb dieser Frist nur die außerordentliche Revision an den

Verwaltungsgerichtshof erhoben werden.

Wenn allerdings in einer Verwaltungsstrafsache oder in einer Finanzstrafsache eine Geldstrafe von bis zu Euro 750,00

und keine Freiheitsstrafe verhängt werden durfte und im Erkenntnis eine Geldstrafe von bis zu Euro 400,00 verhängt

wurde, ist eine (ordentliche oder außerordentliche) Revision an den Verwaltungsgerichthof wegen Verletzung in

Rechten nicht zulässig.

Jedenfalls kann gegen diese Entscheidung binnen sechs Wochen ab der Zustellung Beschwerde an den

Verfassungsgerichtshof erhoben werden.

Die genannten Rechtsmittel sind von einem bevollmächtigten Rechtsanwalt bzw einer bevollmächtigten

Rechtsanwältin abzufassen und einzubringen. Soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, ist eine Eingabegebühr

von Euro 240,00 zu entrichten. Die Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof ist direkt bei diesem, die (ordentliche

https://www.jusline.at/gesetz/gewo/paragraf/366
https://www.jusline.at/gesetz/vstg/paragraf/44a
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oder außerordentliche) Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist beim Verwaltungsgericht einzubringen.

Es besteht die Möglichkeit, für das Beschwerdeverfahren vor dem Verfassungsgerichtshof und für das

Revisionsverfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof Verfahrenshilfe zu beantragen. Verfahrenshilfe ist zur Gänze oder

zum Teil zu bewilligen, wenn die Partei außerstande ist, die Kosten der Führung des Verfahrens ohne Beeinträchtigung

des notwendigen Unterhalts zu bestreiten bzw wenn die zur Führung des Verfahrens erforderlichen Mittel weder von

der Partei noch von den an der Führung des Verfahrens wirtschaftlich Beteiligten aufgebracht werden können und die

beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung nicht als offenbar mutwillig oder aussichtslos erscheint.

Für das Beschwerdeverfahren vor dem Verfassungsgerichtshof ist der Antrag auf Verfahrenshilfe innerhalb der oben

angeführten Frist beim Verfassungsgerichtshof einzubringen. Für das Revisionsverfahren vor dem

Verwaltungsgerichtshof ist der Antrag auf Verfahrenshilfe innerhalb der oben angeführten Frist im Fall der Zulassung

der ordentlichen Revision beim Verwaltungsgericht einzubringen. Im Fall der Nichtzulassung der ordentlichen Revision

ist der Antrag auf Verfahrenshilfe beim Verwaltungsgerichtshof einzubringen; dabei ist im Antrag an den

Verwaltungsgerichtshof, soweit dies dem Antragsteller zumutbar ist, kurz zu begründen, warum entgegen dem

Ausspruch des Verwaltungsgerichtes die Revision für zulässig erachtet wird.

Zudem besteht die Möglichkeit, auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und die Beschwerde beim

Verfassungsgerichtshof zu verzichten. Ein solcher Verzicht hat zur Folge, dass eine Revision an den

Verwaltungsgerichtshof und eine Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof nicht mehr erhoben werden können.

Landesverwaltungsgericht Tirol

Mag. Dünser

(Richter)
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